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Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig,





ebenfalls ergänzend zu unserer Petition zwei aktuelle Beispiele:





In Offenbach wird laut telefonischer Auskunft des Ordnungsamtes nach wie vor eine „Zwingeranlage“ betrieben. Die Veröffentlichung vom 14.2.2001 in der Offenbach-Post, die wir Ihnen am 28.3.2002 nachreichten, macht deutlich, dass es sich bei dieser als Zwingeranlage bezeichneten Anlage um ein Endlager für Hunde handelt. 





Folgende Zitate verdeutlichen dies:





„Ordnungsamtsleiter Peter Weigand dagegen beschreibt das Hundelager, das in etwa ein bis zwei Wochen in Betrieb genommen werden soll als ‘Hochsicherheitstrakt’. „Die Tiere sind in der Halle hinter den Rolltoren, die Fenster sind vergittert - es ist der höchste Einbruchsschutz den es gibt.“


„Die vier ‘Nato-Zwinger’ stehen bereits in der Halle ...“


„Da wir bei der Beschlagnahmung den Sofortvollzug der Tötung anordnen werden, bleibt dem Eigentümer nur der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz vor dem Verwaltungsgericht.“





Vom Ordnungsamt Offenbach wird suggeriert, falls man überhaupt gewillt ist, sich zu äußern, dass es sich um eine normale Zwingerhundeanlage handelt. Die o.g. Zitate widersprechen dem eindeutig. Für die Hunde ist die Enteignung und nachfolgende Haltung in dieser „Anlage“ äußerst qualvoll. Außerdem steht die Hirnichtung der Tiere ja von vornherein fest.





Wir fragten beim Ordnungsamt Offenbach an, wieviele Tiere dort noch einsitzen bzw. getötet wurden. Antwort: Angeblich wären die eingezogenen, einsitzenden und/oder getöteten Hunde nicht erfasst. Kaum glaubhaft, denn die Stadt Offenbach, das Ordnungsamt, ist Betreiber dieser Anlage, richtiger dieses Endlagers, wie auch aus o.g. Zitaten hervorgeht. Weiter: Man möchte doch bitte keine weiteren Anfragen machen. Warum wohl? Immerhin wird doch diese Anlage betrieben, um angeblich Menschen schützen zu wollen, diese aber dürfen nicht wissen, wie sie „geschützt“ werden und was man den Tieren antut. Warum dies Geheimniskrämerei?
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Weiterhin erhalten Sie ein aktuelles Beispiel erneuter enormer Abzockerei über die sittenwidrige Hundesteuer, dieses Mal aus einem Nachbarort hier bei uns.





Offensichtlich nehmen die Schikanen und Gemeinheiten deutscher Politiker und Behörden gegen die willkürlich aufgrund frei erfundener Rassenlisten diskriminierten Hunde und deren Halter kein Ende. Auch das ZDF beteiligte sich erneut erst diese Woche wieder mit offensichtlichen Hundehassern und unverantwortlich tendenziösen Darstellungen daran. Eine objektive Berichterstattung ist auch von dieser Anstalt nicht mehr zu erwarten. 





Offensichtlich reichen die vielen tausend gequälten und die vielen gemordeten Hunde seit Juli 2000 in Deutschland noch nicht. Und die Repressalien gehen ungehindert und straffrei für die dafür Verantwortlichen weiter.





Wir bitten auch um Berücksichtigung dieser wichtigen Informationen.





Mit freundlichen Grüßen


und immer für alle Schutzbedürftigen

















Anlagen


Antwort des Ordnungsamtes Offenbach


Veröffentllichung Erhöhung der sog. Kmapfhundesteuer
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„Es kann nicht die Aufgabe eines Politikers sein, die öffentliche Meinung abzuklopfen und dann das Populäre zu tun. Aufgabe des Politiker ist es, das Richtige zu tun und es populär zu machen.“ 


Walter Scheel.
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Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig,





mit Schreiben vom 21. März 2002  reichten wir Ihnen aktuelle Schilderungen ein, wie z.B. auch in Eberswalde nach wie vor gegen Hunde und deren Halter vorgegangen wird. Sowohl Leiter von Tierheimen, die offensichtlich vollkommen entgegengesetzt ihrer beruflichen Aufgabe - Hilfe und Schutz für die Tiere - arbeiten, als auch Ordnungsbehörden betreiben offensichtlichen Amts-und Machtmissbrauch, verbunden auch mit enormen Missbrauch unserer Steuergelder.





Die Opfer: Hunde seit vielen Monaten unter qualvollen Umständen gehalten, in diesem sehr kalten Winter ohne jeden Schutz der Kälte ausgesetzt, obwohl sie sehr kurzhaarig sind, oder jetzt  hinter Gittern auf engstem Raum, in Boxen 1 x 1 m, im eigenen Urin und Kot stehend, schlimmer als jeder Schwerstverbrecher inhaftiert. Verlust der Bezugsperson, des Zuhauses, jeglicher Zuwendung und auch ärztlichen Versorgung, extremer Stress durch Angst und Qual ausgesetzt, das kommt noch dazu. - Ein kleiner Auszug, was man den Tieren zusätzlich seit Juli 2002 antut. Dies sind keine Einzelfälle, sowohl in Eberswalde als auch in anderen Orten ist dies die traurige Realität. Den Hundehaltern hat man die Hunde enteignet, ohne berechtigten Grund. Die Haltererlaubnis für die Tiere wird ihnen verweigert unter fadenscheinigen Vorwänden.





Sowohl Hunde, Hundehalter als auch helfen wollende Menschen sind der Arroganz, Willkür und Grausamkeit gnadenlos ausgeliefert, man muss tatsächlich sagen: Die Hunde sind durch solche Behörden und von diesen begünstigenden Tierschindern tatsächlich in Lebensgefahr.





Wie lange noch soll die Qual und das schnelle und langsame Töten der Hunde in Deutschland straffrei praktiziert werden? Die Hunde - die Tiere generell - sind immer Opfer. Die Täter, ob in Hamburg, in Gladbeck, in Lutzhorn, in Hornbach und wo auch immer, kommen für grobe Verantwortungslosigkeit oder Fahrlässigkeit, die anderen das Leben kostet, mit Minimalstrafen oder ungestraft davon. Die  unschuldigen Tiere, die sich ihre Rasse und ihr Aussehen auch nicht aussuchen konnten, bestraft man aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit schlimmer als den grausamsten menschlichen Mörder.
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Ergänzen möchten wir, dass uns heute bekannt wurde, dass das Ronellenfitsch-Gutachten, das wir Ihnen nachsandten, und das seit Juli 2001 von NRW-Poltikern offenbar unter Verschluss gehalten wurde, nicht identisch mit dem ursprünglichen Gutachten des Prof. Ronellenfitsch sein soll, möglicherweise also manipuliert wurde. Leider liegt uns noch nichts Schriftliches dazu vor. Wir bitten um Beachtung auch dieser so wichtigen und dringenden Informationen. 





Wie Sie auch am beigefügten Beispiel in Eberswalde sehen, geht es für die unschuldigen Tiere um Leben und Tod. Ob der Hund im hier geschilderten Fall überhaupt noch eine Überlebenschance hat, ist bereits äußerst fraglich. Sein Verbrechen: Er gehört einer Rasse an, die von einem ehemaligen Polizisten und deutschen Politikern pauschal als gefährlich abgestempelt wird. Wo die wirkliche Gefahr für Menschen und Tiere liegt, wird hoffentlich auch an diesem Beispiel grausamer Tierqual, Schikane und Amtsmissbrauch deutlich.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen














Anlagen


Schilderung der tierquälerischen Haft eines 10-jährigen friedlichen Pits


Dienstaufsichtsbeschwerde an die Landesregierung mit „Antwort“


Dienstaufsichtsbeschwerde an das Finanzministerium mit „Antwort“
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Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig,





morgen, am 19. April 2002, findet in Düsseldorf eine öffentliche Anhörung zu dem Entwurf des Landeshundegesetzes statt, das u.a. noch mehr Einschränkungen der Grundrechte und noch höhere Strafen und Forderung der Tötung nicht „verwertbarer“ Hunde hat. Sowohl der Erfinder der Hunderassenlisten, Breitsamer, wurde als Experte geladen, sonst vorwiegend VDH-abhängige oder VDH-fördernde Leute. Offenbar steht das Ergebnis der Anhörung schon fest - so ist nicht nur unser Eindruck.





Leider hat eine der wenigen vernünftigen Experten, Frau Dr. Eichelberg, ihre Teilnahme abgesagt. Aber Sie hat an den Präsidenten des Landtages eine Stellungnahme gegeben. Diese erhalten Sie mit diesem Schreiben.





Frau Fleig, die einzige Expertin in Deutschland mit jahrezehntelanger praktischer Erfahrung mit diesen Hunderassen, hatte man nicht eingeladen. Nach Absage der Expertin Dr. Eichelberg bot man ihr an, stiller Zuhörer zu sein. Es ist offensichtlich gewollt, dass diese Expertin nicht zu Wort kommt.





Sollten uns die Stellungnahmen des Leiter des Arbeitskreises Diensthundewesen - Sie wissen, die von den Politikern ein Jahr lang unter Verschluss gehaltene Resolution der Hundeexperten von BGS, Polizei, Zoll und Bundeswehr - und von Frau Fleig vorliegen, erhalten Sie diese sofort.





Weiterhin erhalten Sie eine Ausarbeitung von Wolfgang Heck und Jutta Vossieg, die man als Situations- und Ursachenanalyse bezeichnen kann - menschliches Fehlverhalten in vielfältiger Form, falscher Umgang der Menschen mit den Tieren, in Folge dessen Beißvorfälle, auch die falschen „Lösungsansätze“ der Politiker sind angesprochen - und die wirkliche und praktikable Lösungen aufzeigt.





Es wäre wünschenswert, wenn endlich solche Vernunft in Deutschland einkehren würde, eben auch ausgehend von den obersten politischen Ebenen in Bund und Ländern.





Mit freundlichen Grüßen


und immer für alle Schutzbedürftigen	Anlagen: 


	Stellungnahme Frau Dr. Eichelberg


	Situations- und Ursachenanalyse sowie Lösungs	vorschläge von Heck und Vossieg�
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Persönlich





Herrn Lothar Knopf


„Je mehr ich von den Vertretern des Volkes sehr, desto mehr bewundere ich meine Hunde.“


	Alphonse de Lamertine


Bürgermeister


Rathaus Mörlenbach





69509 Mörlenbach

















Offener Brief


Erneute Erhöhung der Hundesteuer








Guten Tag, Herr Bürgermeister,





laut Veröffentlichung vom 12.4.2002 in der Odenwälder Zeitung haben die Mörlenbacher Politiker wieder eine Erhöhung der Steuer für Hunde  beschlossen. Für die sog. Kampfhunde sollen zukünftig pro Hund 600,00 EUR von den Hundehaltern bezahlt werden.





Herr Bürgermeister, dies geschieht zwar wieder einmal unter dem Vorwand angeblicher gefährlicher Hunde und Eindämmung der der Bevölkerung durch Macht- und Medienmissbrauch suggerierten Gefährlichkeit. Es ist aber nichts anderes als primitivstes Abzocken verantwortungsvoller Hundehalter dieser ausländischen Hunderassen.





Es gibt keine geborenen Kampfhunde, es gibt auch keine Rasse Kampfhunde. Es gibt lediglich von Bestien in Menschengestalt äußerst qualvoll missbrauchte Hunde aller Rassen, die man zum Kampf trainiert. Diese Qual beginnt für die hilflos ausgelieferten, immer unschuldigen Tiere bereits im Welpenalter. Wird solcher Tiermissbrauch bekannt, wird diesem gewollt nicht nachgegangen.





Der Begriff Kampfhund wurde von MP Stoiber vorsätzlich missbraucht und in zweifelhafter Weise gesetzlich legalisiert. Siehe auch Anlage.





Die Hunderassenlisten, die Sie und Ihre Politikerkollegen jetzt zum Anlass nehmen, um die Gemeindekassen zu füllen, aber auch um die Hilfe für die willkürlich diskriminierten Hunde zu verhindern, sind frei erfunden. Herr Breitsamer, ehemaliger Polizist, zeichnet dafür verantwortlich, er musste damals seine Daseinsberechtigung beweisen.





Er verstand zum Zeitpunkt der Erfindung dieser Hunderassenlisten, die als Ziel die Ausrottung ausländischer Hunderassen hatten, so viel von Hunden, dass er sogar den Bandog listen wollte. Bandog ist die englische Bezeichnung für die an Ketten geschundenen Hunde aller Rassen und Mischungen.





Herr Bürgermeister Knopf, die deutsche Bevölkerung, auch die Odenwälder, sind ja sehr viel inzwischen von den Politikern gewohnt, allerdings ausnahmslos Negatives. Offensichtlich ist deren einziges Ansinnen nur noch, wie sie permanent die Bevölkerung schröpfen, abzocken, belügen, betrügen und schikanieren können. Amts- und Machtmissbrauch ist das Alltägliche.
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Die Hundesteuer ist ein Relikt von 1810 und wurde damals als Luxussteuer erhoben. Die Politiker aller Zeiten waren schon immer sehr erfinderisch, wenn es darum ging, die Bevölkerung abzuzocken. Dies setzt sich offenbar bis zum heutigen Tage ungehindert fort. Die Hundesteuer hatte noch nie eine Berechtigung. Und erst recht nicht die sog. Kampfhundesteuer oder der Vorwand EURO-Umstellung, um willkürlich die Bevölkerung noch mehr abzuzocken.





Wenn die Politiker Mörlenbachs noch Wert auf einen Funken Glaubwürdigkeit legen, dann würden Sie es unterlassen, die Steuer für Hunde aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit zu erhöhen. Nehmen sie davon nicht Abstand, müssen sie sich die Vorwürfe gefallen lassen, des Amts- und Machtmissbrauchs, der Abzockerei für das Füllen der Kassen, dies zu Lasten unschuldiger Tiere und verantwortungsvoller Hundehalter.





Was glauben Sie denn, was diese willkürlich diskriminierten Hunde, die aufgrund des Fehlverhaltens der Politiker des Bundes und der Länder, in den Tierheimen und Endlagern einsitzen, noch für eine Chance haben, in verantwortungsvolle Hände vermittelt zu werden? Fragen Sie doch einmal im nächstgelegenen Tierheim Heppenheim nach, wie schwer es ist, diese - fast immer sehr lieben - Hunde, in ein neues Zuhause zu vermitteln.





Offensichtlich haben sich auch die Mörlenbacher Politiker nicht ernsthaft mit dieser Problematik der Schikanen gegen Hunde und Halter befasst, sonst wäre es zu dieser neuen Schandtat gegen Tiere und Tierhalter nicht einmal im Ansatz gekommen. Ich stelle Ihnen folgende Informationen zur Verfügung, die Sie hoffentlich auch Ihren Politikerkollegen, die gleichermaßen an dieser neuen Schikane gegen Hunde und Halter beteiligt sind, zur Verfügung stellen. Offenbar ist Ihnen nicht bekannt, wie seit Juli 2000 die verantwortungsvollen Hundehalter von skrupellosen, populistisch agierenden Politikern permanent abgezockt wurden und was diesen die Rettung ihrer Hunde bereits zusätzlich gekostet hat, falls sie die gesamten Schikanen überhaupt durchstehen konnten. 





Wie Stoiber den Begriff Kampfhund aus populistischen Gründen missbrauchte und gesetzliche legalisierte.


Von den Politikern unter Verschluss gehaltene Resolution der Hundeexperten von Polizei, Zoll, BGS und Bundeswehr - Wortlaut und Veröffentlichung


Brief der Expertin, Helga Fleig, an Dr. Püchel, Leiter der IMK im November 2001


Stellungnahme des Bundesverbandes der Tierärzte an die IMK


„Die Hundesteuer ist pure Willkür“


Aufruf zur Solidarität aller Hundefreunde in Deutschland gegen die Hundesteuer


Auszug aus dem Gutachten von Dr. I. Stur


Aufstand der Tierärzte


Abschaffung der Hunderassenlisten, Frau Kopp, FDP





Nur weil es in Deutschland zu viele amts- und machtmissbrauchende Politiker gibt, die die Bevölkerung permanent belügen, schikanieren und abzocken, müssen sich doch die Mörlenbacher Politiker diesem Fehlverhalten nicht anschließen. 





Wenn Sie und die Mörlenbacher Politiker auch nur noch minimal glaubwürdig wirken wollen, dann sorgen Sie dafür, dass die Hundesteuer nicht erhöht, sondern abgeschafft wird und die Hunde, die auch nur ein einziges Leben haben, endlich Vermittlungschancen erhalten. Das Abschaffen der sittenwidrig Hundesteuer wäre ein Schritt in die richtige Richtung, das weitere Abzocken und nun noch um das Vielfache erhöht, ist verantwortungslos.





Bedenken Sie bitte: Auch Hundehalter und Tierschützer sind Wähler und diese werden die seit Juli 2000 praktizierten nicht enden wollenden Schikanen deutlich quittieren, auch in Mörlenbach.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen
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Was tut die FDP dagegen? - Ausschuss-Sitzung am 23.4.2002








Guten Tag, Frau Wagner,





in manchen Bundesländern setzt sich die FDP angeblich für die Abschaffung der sittenwidrigen Hundesteuer ein.





Auch in Hessen wurde diese durch nichts zu rechtfertigende Steuer in vielen Städten und Gemeinden für die aufgrund frei erfundener Hunderassenlisten willkürlich diskriminierten Hunde um ein Vielfaches erhöht. Die einzige mir bekannte Ausnahme bildet Darmstadt. Dort wurde sie zwar auch erhöht, aber wieder heruntergefahren.





Jetzt will man im Odenwald nachziehen, und die seit nun zwei Jahren fast bundesweit praktizierte Diskriminierung von Haltern und Hunden durch weitere Schikanen, hier auf 600,-- EUR erhöhte Hundesteuer, fortsetzen.





Wird die FDP in Hessen sich dagegen einsetzen?





Auf Ihre Antwort sind nicht nur wir gespannt.





Zur Kenntnis die Veröffentlichung zur Erhöhung der sog. Kampfhundesteuer in Mörlenbach/Oden�wald und mein Schreiben an den dortigen Bürgermeister.





Mit erwartungsvollen Grüßen


und immer für alle Schutzbedürftigen











Anlagen
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Einschreiben mit Rückschein








Hessisches Ministerium der Justiz


Herrn Justizminister Dr. Christean Wagner


Luisenstraße 13





65185 Wiesbaden

















Beschwerde








Sehr geehrter Herr Justizminister,





wir bitten um Prüfung nachstehenden Vorgangs und Veranlassung der Aufnahme der Strafverfolgung.





Auch Ihnen ist bekannt, dass durch das Urteil des BVferG vom 15.1.2002 das Schächten ohne Betäubung unter bestimmten Voraussetzungen Muslimen nun erlaubt wurde. (Es ist offensichtlich, dass es zu diesem Urteil kam, um das semitische betäubungslose Schächten, jahrelang geduldet und begünstigt mittels Rechtsverfälschungen und Gesetzesbrüchen, nun zu legalisieren.)





Laut Spiegel-Veröffentlichung sind 79 % der deutschen Bevölkerung gegen das Schächten der Tiere ohne Betäubung, weil es äußerst grausam ist. Nicht umsonst ist im Tierschutzgesetz die Betäubung vorgeschrieben.





Das Schächten ohne Betäubung darf auch nach diesem Urteil nur unter bestimmten Voraussetzungen und dem Erfüllen bestimmter Beauflagungen erfolgen. Es muss von dem Schächter ein Antrag gestellt werden und daraufhin kann eine Ausnahmegenehmigung für dieses qualvolle Schächten erteilt werden. Erst nach Vorliegen dieser Ausnahmegenehmigung darf der Schächter straffrei unsere Tiere schächten. Nicht vorher!





Aufgrund der Veröffentlichung im FOCUS Nr. 8 schächtet der Türke Altinküpe, Aßlar, die Tiere aber bereits seit dem 15.1.2002, ohne dass ihm die entsprechende Genehmigung vorliegt. (Dieser Tag war der Tag der Urteilsverkündung des BVferG.) Daraufhin erstatteten wir am 21. Februar 2002 per Fax und Einschreiben mit Rückschein bei der zuständigen Staatsanwaltschaft Limburg Strafanzeige und stellten Strafantrag. Wir baten um umgehende Mitteilung des Aktenzeichens und schnelle Aufnahme der Ermittlungen.





Da wir keine Mitteilung des Aktenzeichens erhielten, fragten wir mit handschriftlichen Vermerk auf dieser Anzeige per Fax am 10.3.2002 nach. Erneut keine Reaktion.





Deshalb wollten wir telefonisch nachfragen. Wir erhielten am 27.3.2002 von der Staatsanwaltschaft Limburg die telefonisch Auskunft, dass man nicht wisse, wer der zuständige Ansprechpartner ist, dass man telefonisch ohnehin keine Auskunft gibt und wenn man etwas wissen will - auch das Aktenzeichen - solle man bitte nach Limburg selbst kommen. - Eine gehörige Forderung, um ein Aktenzeichen zu einer ordnungsgemäß erstatteten Strafanzeige mitgeteilt zu bekommen.
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Erneut faxten wir am 27.3.2002, nun ein drittes Mal, unsere Anzeige an die Staatsanwaltschaft. 





Daraufhin erhielten wir das Schreiben vom 26.2.2002 (Posteingang bei uns 6.4.2002, Poststempel 5.4.2002) mit welchem uns der Oberstaatsanwalt Riebeling mitteilt, dass das Ermittlungsverfahren abzulehnen war.





Die fadenscheinigen Vorwände für die Ablehnung der Ermittlungen:





„Bereits zum Zeitpunkt der mündlichen Genehmigung habe der Metzger Altinküpe aber die erforderlichen Voraussetzungen für eine Ausnahmegenehmigung nach § 4 a Abs. 2 Ziff s Tierschutzgesetz erfüllt.“


„Darüber hinaus habe der Metzger Altinküpe für das rituelle Schächten von Tieren anlässlich des islamischen Opferfestes am 22. und 23.2.2002 eine schriftliche Ausnahmegenehmigung nach § 4 a Abs. 2 Nr. 2 Tierschutzgesetz erhalten, ...“





Herr Justizminister: Sowohl das Urteil des Bundesverfassungsgerichts als auch alle von den Politikern und Behörden gemachten Veröffentlichungen sagen eindeutig aus, dass vor dem Schächten ohne Betäubung ein Antrag gestellt werden muss und die Ausnahmegenehmigung nachweislich vor Beginn des Schächtens der Tiere vorliegen muss. Alles andere sind eindeutige Verstöße gegen das gültige Tierschutzgesetz, auch trotz Urteil des BVferG.





Hier wurden erneut durch Behörden und auch durch Justizbehörden offensichtliche Verstöße gegen das gültige Tierschutzgesetz gedeckt, die gegen gültiges Gesetz vorsätzlich verstoßenden Tierquäler nicht zur Rechenschaft gezogen.





Auch der Schächter Altinküpe hat sich an die Beauflagungen dieses Urteils zu halten, hat keinen Freibrief für das grauenvolle Schächten der Tiere ohne nachweisbare Genehmigung. Es geht um das Schächten der Tiere ohne Betäubung vom 15.1.2002 bis 21.2.2002 und nach dem 23.2.2002





Herr Justizminister, wir fügen sowohl die Veröffentlichung des FOCUS Nr. 8, unsere Anzeige mit den oben angeführten Vermerken und den skandalösen Bescheid der Limburger Staatsanwaltschaft bei.





Das Urteil des BVferG hat das gültige Tierschutzgesetz keineswegs außer Kraft gesetzt. Dort heißt es eindeutig: § 4 a (2) „Abweichend von Absatz 1 bedarf es keiner Betäubung, wenn 





1. sie bei Notschlachtungen nach den gegebenen Umständen nicht möglich ist,


2. die zuständige Behörde eine Ausnahmegenehmigung für ein Schlachten ohne Betäubung (Schächten) erteilt 


    hat ...„





Dies gilt nach wie vor sowohl für die Schächter, auch dem Schächter Altinküpe, als auch für die Genehmigungsbehörden. Eine Ausnahmegenehmigung muss nachweisbar vorliegen, ist also nicht auf Zuruf zu erteilen oder mündlich. Behaupten kann ja jeder.





Auch die hessische Sozialministerin Lautenschläger versicherte der Öffentlichkeit, dass nur Genehmigungen erteilt werden nach Erfüllung aller Beauflagungen. „Die Ministerin wies ausdrücklich darauf hin, dass Schächten ohne das Vorliegen einer Ausnahmegenehmigung und das private Schächten nicht zulässig sind und mit Geldbußen geahndet werden können.“ - Presseinformation des Hessischen Sozialministeriums. Oder: Pressemitteilung des Kreis Bergstrasse: „In diesem Zusammenhang wird erklärt, dass zum betäubungslosen Schächten nach wie vor eine Ausnahmegenehmigung eingeholt werden muss. ...“Altinküpe erfüllte diese Beauflagungen in keinem Fall am 15.1.2002 und vermutlich bis einschließlich 21.2.2002, denn seine Ausnahmegenehmigung war gültig ab 22.2.2002. Da lt. Staatsanwaltschaft Limburg seine Ausnahmegenehmigung befristet für den 22. und 23.2.2002 war, muss auch ab dem 24.2.2002 geklärt werden, ob er gegen das gültige Tierschutzgesetz verstoßen hat oder ob er ab diesem Zeitpunkt nachweisbar über eine weitere Ausnahmegenehmigung verfügte.
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Auch ein rechtlicher Anspruch auf das Erteilen einer Ausnahmegenehmigung ist nicht gleichzusetzen mit dem Antrag und einer daraufhin erteilten nachweisbaren Genehmigung. Zum Zeitpunkt, als Altinküpe bereits ohne Betäubung schächtete - 15.1.2002 bis 21.2.2002 - lag ihm nach eigner Aussage keine Genehmigung vor.





Wir bitten um Prüfung dieses Falles und erwarten, dass auch durch die Justizbehörden in Hessen Gesetzesverstöße verfolgt und bestraft werden, gleichgültig wie „prominent“ inzwischen der Tierquäler ist.





Bedenken Sie bitte auch, dass sich 4/5 der Bevölkerung Deutschlands nicht mit diesem Urteil und noch weniger mit dem zur Zeit praktizierten Tierschindereien in Folge dieses Justizskandals zufrieden geben wird.





Nicht nur die deutsche Bevölkerung ist gegen diese jetzt legalisierte bzw. hier rechtswidrig begünstigte Tierschinderei, sondern auch viele Muslimen, die sich leider nicht getrauen, öffentlich dagegen einzusetzen. Beigefügte Erklärung eines Türken macht dies deutlich.





Wir erwarten Ihre hoffentich positive Antwort, die wir selbstverständlich weitergeben werden.





Mit freundlichen Grüßen


und immer für alle Schutzbedürftigen
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